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 öffentlich:  Ja BS-Beschluss öffentlich  

B431-28/07  Drucksachen-Nr.: 
Erfassungsdatum: 

04/781 
18.10.2007 

 
Einbringer:  Beschlussdatum: 

05.11.2007 
 

Oberbürgermeister  
 
Beratungsgegenstand: 
Bestätigung der Eilentscheidung des Oberbürgermeist ers 
Bestellung eines Vertreters der Universitäts- und H ansestadt Greifswald in die 
Trägerversammlung der "Arbeitsgemeinschaft der Univ ersitäts- und Hansestadt 
Greifswald und der Agentur für Arbeit Stralsund" 

 
Beratungsfolge 
Verhandelt - beschlossen  am TOP Abst. ja nein enth. 

Hauptausschuss 22.10.2007 3.19  9 0 1 
Bürgerschaft 05.11.2007 5.2  mehrheitlich 1 2 
 
 
 
 
         Egbert Liskow 
         Präsident 
 
Beschlusskontrolle: Termin: 
  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen?  Haushalt Haushaltsjahr 

Nein   
 
 

Besc hlussvorschlag 
 
Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald bestätigt eine Eilentscheidung 
des Oberbürgermeisters vom 18.10.2007 zur Bestellung des  
 
    zuständigen Senators für Jugend, Soziales, Bildung,  
    Kultur und öffentliche Ordnung  
    Herrn Ulf Dembski 
 
als Vertreter in die Trägerversammlung der Arbeitsgemeinschaft der Hansestadt 
Greifswald und der Agentur für Arbeit Stralsund (ARGE). 
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Sachdarstellung/ Begründung 
 
Der am 01.11.2004 zwischen den Vertragspartnern Universitäts- und Hansestadt 
Greifswald und der Agentur für Arbeit Stralsund unterzeichnete Vertrag über die 
Gründung einer Arbeitsgemeinschaft zwischen den Vertragspartnern legt die 
Trägerversammlung als beschließendes Organ fest.  
 
In § 5, Abs. 2 wird deren Zusammensetzung bestimmt, wonach von den insgesamt vier 
Vertretern jeder Vertragspartner zwei Vertreter stellt. 
 
Zuletzt waren als Vertreter der Universitäts- und Hansestadt Greifswald benannt: 
 
  Leiterin des Sozialamtes -  Frau Renate Wilke 
  Präsident der Bürgerschaft - Herr Egbert Liskow 
 
Durch das Ausscheiden von Frau Wilke zum 01.08.2007 ist es erforderlich, unverzüglich 
einen neuen Vertreter zu entsenden, damit die Stimmberechtigung der Universitäts- und 
Hansestadt Greifswald abgesichert ist.  
 
 
 
  
 


